
Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Eine Frage. Darf ich eine Frage an die Frau Minister richten? 
Erlauben Sie eine Anfrage noch zu diesem Thema?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Meine Damen und Herren, ich bitte, wir wollen doch zu Ende 
kommen.

Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Frau Minister! Sie haben mehrfach betont, daß diese Sonder­
abgabe, so will ich sie mal nennen, auf den Endverbraucherpreis 
keinen Einfluß haben soll.

Wie soll der Kunde denn merken, zu welcher Ware er greifen 
soll? Orientiert er sich denn nicht letzten Endes doch an der Qua­
lität und an all diesen Dingen? Dann weiß ich nicht, wie der Kun­
de im Geschäft sich verhalten soll, wenn er diesen Preis gar nicht 
spürt.

Frau Reider, Minister für Handel und Tourismus:

Es bleibt jedem selbst überlassen, was er kauft. Und hier spielt 
auch die Solidarität eine gewisse Rolle. Es wären durch die 11 % 
Abgabe aber nicht soviel Waren reingekommen, nicht so extrem 
viele Importe. Überlegen Sie sich das einmal.

(Unruhe im Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Keine weiteren Anfragen mehr? - Wir haben darüber abge­
stimmt, daß wir abstimmen. Ich bringe jetzt zur Abstimmung 
den Antrag der Fraktion der Liberalen, betreffend Preisaufschlä­
ge für Konsumgüter, verzeichnet in der Drucksache Nr. 103.

(Zuruf von der PDS: Ich habe nur eine Frage: Haben wir nicht 
darüber abgestimmt, ob es sofort...)

Ja, das wollte ich gerade formulieren. Da haben Sie nicht zuge­
hört. Ich wiederhole mich: Wer für den Antrag der Fraktion Die 
Liberalen, betreffend Preisaufschläge für Konsumgüter, ver­
zeichnet in der Drucksache Nr. 103, ohne Überweisung in die 
Ausschüsse ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Proteste von allen Fraktionen, Lachen und Unruhe)

Entschuldigung, ich wiederhole: Wer für den Antrag der Frak­
tion Die Liberalen, betreffend Preisaufschläge für Konsumgü­
ter, verzeichnet in der Drucksache Nr. 103 ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Danke schön. Die Gegenprobe. Wer ist dage­
gen? - Es ist von mir aus nicht eindeutig übersehbar, so daß wir 
zu einer Auszählung kommen müssen. Ich bitte die Schriftfüh­
rer. - Ich wiederhole: Wer für den Antrag der Fraktion Die Libe­
ralen, betreffend Preisaufschläge für Konsumgüter, verzeichnet 
in der Drucksache Nr. 103, ist, erhebe die Hand. - Wer dagegen 
ist, möge jetzt die Hand heben.

Stimmenthaltungen? - Die brauchen Sie nicht zu zählen. Dan­
ke für die Abstimmung. Jetzt warten wir aufs Ergebnis.

Meine Damen und Herren! Für den Antrag der Fraktion der 
Liberalen stimmen 154, dagegen 90. Somit ist der Antrag ange­
nommen.

(Beifall)

Meine Damen und Herren! Zum TOP 1 unserer Tagesordnung 
hat sich noch einmal Minister Steinberg zu Wort gemeldet. Ich 
bitte, Herr Minister.

Prof. Dr. Steinberg, Minister für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! In 
der Diskussion zu meiner Erklärung hat eine gewisse Rolle ge­
spielt die Frage nach der Anwendung einer Kartellklausel, ob das 
also mit den kartellrechtlichen Bestimmungen vereinbar sei, 
was wir für einen Vertragsentwurf gegenwärtig erarbeitet ha­
ben. Es gibt im § 18 dieses Entwurfs dazu eine Aussage. Es ist die 
sogenannte Kartellklausel. Ich muß daraus zitieren:

„1. Der gesamte Vollzug dieses Vertrages erfolgt unter der 
aufschiebenden Bedingung, daß er unter Beachtung des 
Rechts der DDR und der in der Bundesrepublik Deutsch­
land geltenden kartellrechtlichen Bestimmungen, insbeson­
dere der §§ 1 ff, 24 a DGB vollzogen werden darf.

2. Die Partner verpflichten sich, mit der Durchführung die­
ses Vertrages verbundene Zusammenschlußvorhaben frü­
hestmöglich beim Amt für Wettbewerbsschutz und vorsorg­
lich beim Bundeskartellamt anzumelden und die hierfür er­
forderlichen und nützlichen Angaben und Auskünfte recht­
zeitig, vollständig und richtig zu erteilen.“

Obwohl ein dringender Handlungsbedarf im Hinblick auf die 
Versorgungssicherheit im 2. Halbjahr 1990 besteht, sehe ich al­
lerdings keinen Anlaß, die Sache so zu beschleunigen, daß wir 
noch vor dem 2. Juli einen derartigen Vertrag unterzeichnen 
würden. Ich möchte Ihnen also hiermit kundtun, daß wir erst 
2. Juli diesen Vertrag zu unterzeichnen gedenken.

(Gelächter bei SPD, Beifall bei CDU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke, Herr Minister. Weiterhin hat der Herr Abgeordnete 
Weis gebeten, eine Erklärung abgeben zu dürfen. Bitte, Herr Ab­
geordneter Weis.

Weis (SPD):

Herr Präsident! Werte Abgeordnete! Das Präsidium hat uns 
anhand der Geschäftsordnung klar gemacht, daß der einge- 
brachte Antrag nicht abstimmungsfähig ist und gar nicht hätte 
angenommen werden dürfen. Damit ist der Antrag gegenstands­
los. Die Geschäftsordnung gibt es nicht her, und der Vertrag wä­
re nicht durch das Parlament zustimmungspflichtig. Ich sehe 
mich daher genötigt, für die SPD-Fraktion meine Einschätzung 
von heute morgen zu wiederholen, daß der Vertrag in der vorlie­
genden Form von der SPD-Fraktion trotz der nun nach dem 1 
erforderlichen kartellrechtlichen Überprüfung nicht getragt*-✓  
werden kann, weil insbesondere die Frage nach der Rechtmäßig­
keit der Optionen, auf 50 % plus eine Aktie im Bereich der regio­
nalen und kommunalen Netze und Anlagen nicht mit der Erklä­
rung von Professor Steinberg aus der Welt ist und die sozial ver­
trägliche Durchführurng von Personalanpassungen nach unse­
rer Meinung nicht ausreichend verankert ist.

Da der Vertrag Fragen des Kommunalisierungsgesetzes be­
rührt, wäre ein Vertragsabschluß auch bis nach Inkrafttreten 
des Kommunalisierungsgesetzes auszusetzen.

(Nooke, Bündnis 90/Grüne: Jawohl, das ist das Entscheiden­
de!)

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke. Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Antrag der Koalitionsfraktionen
Gesetz zur Feststellung von rechtswidrigen Handlungen 
im Zusammenhang mit der Währungsumstellung von
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